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[bookmark: _Hlk200617722][bookmark: _Hlk210812755][bookmark: _Hlk216082470]Kassenärztliche Vereinigung Brandenburg plant Eigeneinrichtung in Cottbus 
(Deutsches Ärzteblatt vom 11.09.2026)

Die Kassenärztliche Vereinigung Brandenburg (KVBB) will erstmals eine eigene Hausarztpraxis eröffnen um gegen den Ärztemangel in Teilen des Landes vorzugehen. Für die Dauer von zwei Jahren soll in Cottbus eine „hausärztliche Übergangsversorgung“ als so genannte „Eigeneinrichtung“ der KVBB errichtet werden. In Cottbus ist die Zahl der Hausarztsitze von 90 im Jahr 2021 auf 79,5 zurückgegangen. Bis zum Jahresende werden weitere Praxen schließen, für die es keine Nachfolger gibt. Ein erhöhtes Patientenaufkommen wird auch in der Zentralen Notaufnahme des Carl Thiem-Klinikums und der ärztlichen Bereitschaftspraxis gemeldet. Die geplante hausärztliche Übergangsversorgung soll dabei keine vollwertige Hausarztpraxis werden. Hier sollen Akut- und Notfallpatienten versorgt werden. Hausbesuche oder Vorsorgeuntersuchungen werden nicht angeboten. Mit der Übergangsversorgung sollen die regionalen Hausärzte entlastet werden. Unter Brandenburgs Ärzten ist diese Lösung jedoch umstritten. Für besondere Verärgerung sorgte die Information, dass die Übergangseinrichtung vom Vorstand der KV beschlossen und kein Beschluss der Vertreterversammlung abgewartet wurde. Für zusätzlichen Ärger sorgte, dass Brandenburgs Vertragsärzte mit deutlichen Einnahmeverlusten als Folge des neuen GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes rechnen. Sollte das Gesetz unverändert umgesetzt werden, kämen auf manche Praxen Honorarverluste im zweistelligen Prozentbereich zu. 

Staatssekretär würdigt Integrationsarbeit des Gemeindedolmetschdienstes Brandenburg 
(MASGZ vom 10.09.2026)

Durch den Gemeindedolmetschdienst Brandenburg werden Sprach- und Kulturmittelnde in Brandenburg für öffentliche und private Einrichtungen des Gesundheits-, Bildungs- sowie Sozialwesens für das persönliche Dolmetschen vor Ort vermittelt. Gemeindedolmetscher helfen Zugewanderten u.a. bei Behördengängen, Arztbesuchen oder Terminen in Schulen und Kitas. Das Projekt in Trägerschaft des Vereins Gesellschaft für Inklusion und Soziale Arbeit e.V. (ISA e.V.), das seit seiner Gründung vom Sozialministerium gefördert wird, feierte sein zehnjähriges Bestehen. 
Innerhalb des Projekts werden die Sprachmittelnden vor ihrem Einsatz in einem zertifizierten Kurs entsprechend qualifiziert. Aktuell befinden sich 85 ehrenamtliche Sprachmittelnde im Vermittlungstool, ihr Einsatz wird durch eine Vermittlungszentrale koordiniert. Im vergangenen Jahr wurde der Gemeindedolmetschdienst rund 1.500-mal angefragt. 

AOK warnt vor Anstieg des Krankenstandes bei Attestpflicht ab ersten Krankheitstag 
(AOK, Pressemitteilung vom 10.09.2026)

Die von der Bundesregierung geplante Attestpflicht ab dem ersten Krankheitstag könnte den ausgewiesenen Krankenstand in Brandenburg von 7,2 auf geschätzte 7,9 Prozent (Steigerung um rund zehn Prozent) steigen lassen. Das ergab eine Modellrechnung. Verglichen wurden Fehlzeiten, für die eine ärztliche Bescheinigung erforderlich war, mit Arbeitgeberdaten zu tatsächlichen krankheitsbedingten Fehlzeiten. Die ausgewerteten Daten stammen von Arbeitgebern mit der Regelung, nach der ab dem vierten Krankheitstag ein Attest erforderlich ist. Eine Attestpflicht ab dem ersten Krankheitstag würde einen erheblichen Mehraufwand verursachen und zusätzliche Kapazitäten in den Arztpraxen binden. Bundesarbeitsministerin Bärbel Bas hatte ebenfalls die Sorge geäußert, dass Menschen mit einem leichten Infekt am ersten Tag zum Arzt gehen und dann aus einem kurzen Ausfall am Ende eine ganze Woche Krankschreibung würde. Denkbar ist auch, dass Beschäftigte wegen des stärkeren Drucks krank zur Arbeit gehen und dort andere Beschäftigte anstecken. Derzeit lässt sich nicht exakt abschätzen, welcher Verhaltenseffekt einer Attestpflicht tatsächlich überwiegen würde. Bundeskanzler Friedrich Merz wolle trotz dieser Kritik an der Attestpflicht ab dem ersten Tag festhalten. 

Informationen der BAG SELBSTHILFE

Umfrage zur Verbesserung des Antragsverfahrens für den Schwerbehindertenausweis 
(BAG SELBSTHILFE, LAG-Dienst vom 15.09.2026)

Gemeinsam mit der Bayerischen Agentur für Digitales arbeitet die BAG SELBSTHILFE an einer Verbesserung des Antragsverfahrens für den Schwerbehindertenausweis. Betroffene kennen die Herausforderungen aus erster Hand und besser als jeder andere. Die BAG SELBSTHILFE hat daher eine Umfrage gestartet, die helfen soll, das Verfahren praxisnah zu verbessern. Die Umfrage ist anonym und dauert ca. 5 Minuten. Sie finden die Umfrage unter: https://forms.gle/ex2po8sZbos8zpHs5

Tipps & Informationen 

Versorgung mit Hilfsmitteln
(Berliner Behinderten Zeitung Sept. 2026)

Wer einen Rollator, ein Hörgerät oder Schuheinlagen benötigt, muss lediglich einen Eigenanteil zahlen, der mindestens 7 und maximal 15 Euro beträgt. Die gesetzlichen Krankenkassen finanzieren den Versicherten das medizinisch notwendige und zugleich wirtschaftlichste Hilfsmittel. Dieser Anspruch gilt jedoch nicht für Extras. Entstehen aus der Ästhetik oder des Komforts zusätzliche Kosten, müssen die Versicherten selbst dafür aufkommen. Welche Mehrkosten sind gerechtfertigt? Darüber wird immer wieder öffentlich diskutiert. Für mehr Transparenz über die Entwicklung und Höhe der Mehrkosten bei Hilfsmitteln sorgt seit 2019 der Mehrkostenbericht des GKV-Spitzenverbandes. Der nun im Juli veröffentlichte Bericht zeigt, dass GKV-Versicherte im Jahr 2025 immerhin 78 Prozent der Hilfsmittel mehrkostenfrei bezogen haben. Bei den übrigen 22 Prozent der Hilfsmittelversorgungen fielen Mehrkosten an. Im Durchschnitt zahlten die Versicherten rund 159 Euro aus eigener Tasche. Sanitätshäuser, Hörakustiker und alle anderen Leistungserbringenden sind verpflichtet GKV-Versicherten zuerst zunächst ein mehrkostenfreies Hilfsmittel anzubieten, bevor sie über eine Versorgung mit Mehrkosten beraten. Wenn sich die Versicherten für Hilfsmittel mit Mehrkosten entscheiden, müssen die Anbieter die Höhe der Mehrkosten den Krankenkassen mitteilen. Leistungserbringende sollen den Krankenkassen mitteilen, warum Versicherte Hilfsmittel auswählen, die von der Regelversorgung abweichen. Damit soll das Ausmaß der im Hilfsmittelbereich gezahlten Mehrkosten transparenter gemacht werden. Langfristig sollen so ungerechtfertigte Mehrkosten verringert werden. 

Verena Bentele fordert: Betroffene müssen in Pflegekommission mitreden 
(kobinet Nachrichten vom 14.09.2026)

Zum Entschluss des Bundesgesundheitsministers Carsten Linnemann, eine Pflegekommission einzurichten, hat sich die Präsidentin des Sozialverband VdK, Verena Bentele, zu Wort gemeldet. Sie fordert nach Jahren kurzlebiger Reformen und kleinteiliger Nachbesserungen endlich eine tragfähige und langfristige Lösung. Sie habe nichts gegen Kommissionen, aber nur, wenn neben Wissenschaftler*innen auch Verbandsvertreter*innen mit am Tisch sitzen. Die bisherigen Reformvorschläge in den Bereichen Gesundheits- und Rentenpolitik hätten für erhebliche Verunsicherungen in der Bevölkerung gesorgt. Besonders wichtig ist für Verena Bentele, dass der große Anteil der Menschen, die zu Hause gepflegt werden, nicht vernachlässigt wird. Erfahrungsgemäß würden die Pflegeheime in einem solchen Gremium gehört werden. Pflegende Angehörige und häuslich Versorgte drohen dagegen unterzugehen. Der VdK setzt sich für eine nachhaltige und solidarische Finanzierung der Pflegeversicherung ein. Die kommende Pflegereform darf Versicherte nicht einseitig belasten. Der Bund muss endlich auch hier seiner Aufgabe gerecht werden und die Kosten für gesamtgesellschaftliche Leistungen übernehmen. 

NPO-Portal – Ihr zentraler Zugang zu Förderangeboten 
(Haus des Stiftens, E-Mail vom 01.09.2026)

Hinter dem NPO-Portal steht das Haus des Stiftens, das seit über 30 Jahren gemeinnützige Organisationen dabei unterstützt, passende Fördermöglichkeiten und Partner zu finden. Direkt über das Portal besteht zudem die Möglichkeit Spenden zu sammeln. Sie können professionelle Spendenformulare erstellen und diese dann unkompliziert auf Ihrer Website, in Printprodukten oder auf Social Media teilen. 
Sie können sich registrieren und Förderangebote entdecken unter: 
https://www.npo-portal.org 

Aktion Mensch startet neue Förderprogramme für Inklusion und gesellschaftlichen Zusammenhalt 
(kobinet Nachrichten vom 01.09.2026)

Die Aktion Mensch bietet ab dem 1. September 2026 drei neue Förderprogramme an, die Teilhabe ermöglichen, Ausgrenzung entgegenwirken und gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken sollen. Gemeinnützige Organisationen können ab sofort Anträge stellen. Die Programme richten sich an Projekte, die inklusive Begegnungen im Alltag, auf dem Arbeitsmarkt oder in der Freizeit fördern. Die Förderangebote umfassen die Bereiche “Junge Menschen stärken“, “Sport und Kultur vor Ort“ sowie “Arbeitsplätze in Inklusionsunternehmen und Zuverdienstbetrieben“. Hintergrund ist, dass Menschen mit Behinderungen und junge Menschen zunehmend mit Diskriminierung, Barrieren und fehlenden Teilhabemöglichkeiten konfrontiert sind. Geplante Kürzungen der Sozialausgaben und strukturelle Teilhabebarrieren verschärfen diese Problemlage. 

Fachärzte drängen auf Abschaffung verpflichtender offener Sprechstunden 
(Deutsches Ärzteblatt vom 11.09.2026)

Der Spitzenverband Fachärztinnen und Fachärzte Deutschlands (Spifa) fordert die Regierungsfraktionen auf, bei offenbar beabsichtigten Korrekturen am GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz auch die Verpflichtung grundversorgender Fachärzte zu offenen Sprechstunden abzuschaffen. Hintergrund ist, dass mit dem GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz ab 2027 die bisherige besondere Finanzierung der Leistungen in offenen Sprechstunden entfällt. An der gesetzlichen Verpflichtung zur Vorhaltung von fünf Stunden pro Woche wird bislang dennoch festgehalten. Der Spitzenverband meint, dass wenn man den Praxen die Finanzierung der offenen Sprechstunde nehme, man diese nicht gleichzeitig gesetzlich zu ihrer Vorhaltung verpflichten könne. Die Erfahrungen der vergangenen Jahre würden zudem zeigen, dass offene Sprechstunden kein geeignetes Instrument zur Verbesserung der Terminversorgung sind. „Sie sind teuer, schaffen keine zusätzliche ärztliche Arbeitszeit und sind für die Praxen kaum planbar“, hieß es aus dem Verband. 

Gezielt auf Arztgespräche vorbereiten: AOK bietet neuen Patienten-Trainer 
(AOK-Bundesverband vom 16.09.2026)

Die AOK hat ihr Internet-Angebot um einen Patienten-Trainer für das Arztgespräch ergänzt. Er unterstützt Patient*innen dabei, sich gezielt und strukturiert auf anstehende Gespräche in der Arztpraxis oder im Krankenhaus vorzubereiten. Ziel des neuen Online-Angebotes ist es, die Selbstwirksamkeit und Gesundheitskompetenz von Patient*innen zu stärken und so zu gelingenden Arztgesprächen beizutragen. Der Patienten-Trainer ist in enger Zusammenarbeit mit Fachärzt*innen verschiedener Fachrichtungen entwickelt worden. Patienten und Ärzte wurden in einer qualitativen Studie nach ihren Herausforderungen und Bedarfen gefragt. Der Patienten-Trainer vermittelt nicht nur Wissen, sondern auch konkrete Kommunikations-Strategien. Patient*innen sollen ermuntert werden, sich aktiv in das Gespräch einzubringen. In vier Video-Tutorials werden praxisnahe Fallbeispiele dargestellt. So wird z.B. gezeigt, wie Patient*innen mit Zeitdruck umgehen können und wie sie ihr Anliegen klar in das Gespräch mit dem Arzt einbringen können. Außerdem umfasst der Patienten-Trainer Videostatements von Ärzt*innen zum Thema und einen eigens entwickelten Selbsttest, der nach Abfrage verschiedener Aspekte konkrete Empfehlungen zur Verbesserung anstehender Arztgespräche gibt. 
Zum Patienten-Trainer: www.aok.de/pk/patiententrainer

Elektronische Patientenakte: MEDI zieht kritische Bilanz 
(Deutsches Ärzteblatt vom 18.09.2026)

Ein Jahr nach dem verpflichtenden Start der elektronischen Patientenakte (ePA) zieht der fachübergreifende Ärzteverband “MEDI GENO Deutschland“ eine kritische Bilanz. Aus Sicht des Verbandes braucht es dringend Nachbesserungen. Das politische Versprechen, die ambulante medizinische und psychotherapeutische Versorgung einfacher, sicherer und effizienter zu machen, wurde bislang nicht eingelöst. Die Erfahrungen aus den Praxen würden technische Probleme, zusätzlichen Arbeitsaufwand und weiterhin offene Fragen beim Datenschutz aufzeigen. Zudem bleibe die Akzeptanz der ePA auch in der Bevölkerung sehr verhalten. Besonders kritisch bewertet MEDI die Frage, wie die ärztliche Schweigepflicht in einer zunehmend vernetzten Gesundheitsversorgung gewährleistet werden soll. Hier wird eine lückenlose Klärung gefordert. Wie wird mit sensiblen Gesundheitsdaten umgegangen, wenn unterschiedliche Akteure wie beispielsweise Apotheken oder künftig sogar die Krankenkassen Zugriff auf Informationen erhalten können. Der Verband warnt davor, dass der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Reform des Nachrichtendienstrechts die Vertraulichkeit medizinischer Informationen massiv schwächen könnte. Nach dem aktuellen Gesetzentwurf sollen Ärzt*innen – anders als bestimmte andere Berufsgeheimnisträger wie etwa Rechtsanwälte oder Geistliche – nicht in gleicher Weise absolut vor Überwachungsmaßnahmen geschützt werden. 

Krankenkassen sollen künftig wieder über Anhebung ihrer Beitragssätze informieren
(krankenkassen.de vom 19.09.2026)

Mit dem sogenannten “GKV-Sparpaket“ von Ex-Bundesgesundheitsministerin Nina Warken wurde zum 30.07.2026 auch die individuelle und schriftliche Hinweispflicht der Krankenkassen bei Beitragssatzanhebungen abgeschafft. Nun die Kehrtwende. Der neue Bundesgesundheitsminister Carsten Linnemann erklärte, dass er die gesetzlichen Krankenkassen künftig wieder dazu verpflichten möchte, ihre Mitglieder über geplante Beitragserhöhungen zu informieren. Linnemann reagiert mit seiner Initiative auch auf die Kritik von Verbraucherschützern. Im schlimmsten Fall würden die Versicherten die Beitragserhöhung erst bemerken, wenn ihr Nettogehalt geringer ausfällt. Doch dann würde ihr Sonderkündigungsrecht möglicherweise bereits nicht mehr greifen. 

Unrecht gegen Gehörlose an Schulen aufklären und entschädigen
(kobinet Nachrichten vom 23.09.2023)

Anlässlich des Internationalen Tags der Gebärdensprache am 23. September hat der behindertenpolitische Sprecher der Linken-Bundestagsfraktion, Sören Pellmann, auf das historische Unrecht gegen gehörlose Kinder an deutschen Schulen hingewiesen. Über Jahrzehnte sei Gehörlosen die Gebärdensprache verboten und ihre Anwendung mit Strafen und Schikanen unterbunden worden. Anfang des 19. Jahrhunderts wurde es populär, taube Kinder nur zum Sprechen zu erziehen. Die sogenannten „Oralisten“, von denen keiner taub war, bekämpften die Gebärdensprache mit allen Mitteln. Sie wurde als „Affensprache“ hingestellt. Letztlich wurde die Gebärdensprache generell aus dem Unterricht verbannt und nur Sprechen zugelassen. Erst 2002 wurde sie rechtlich als eigenständige Sprache anerkannt. Auch im Bildungsbereich sei die Gebärdensprache viel zu lange nicht als vollwertige Sprache behandelt worden. Ganze Jahrgänge tauber Schüler*innen seien dadurch in ihren Bildungschancen benachteiligt worden. Die Folgen dieses strukturellen Unrechts wirken bis heute nach: deutlich schlechtere Chancen auf einen guten Schulabschluss, damit auch auf dem Arbeitsmarkt, niedrigere Renten und oft psychische Erkrankungen. Sören Pellmann betonte, das Unrecht müsse endlich sichtbar gemacht werden. Mit einem Antrag im Bundestag forderte die Linke eine lückenlose Aufklärung und Anerkennung des Geschehenen sowie eine Entschädigung für die Opfer Staat und Gesellschaft müssten Verantwortung übernehmen für diese bis heute nachwirkende Politik der Gewalt und des Wegsehens. 

Strukturreform der Kinder- und Jugendhilfe: Behindertenbeauftragte fordern Bundesrat zu Verbesserungen auf 
(Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderung, PM vom 24.09.2026)

Am 25. September 2026 wurde der Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Strukturreform der Kinder- und Jugendhilfe im Bundesrat beraten. Die Beauftragten von Bund und Ländern für Menschen mit Behinderungen fordern die Mitglieder des Bundesrates auf, in wesentlichen Punkten Nachbesserungen von der Bundesregierung zu verlangen. Der Regierungsentwurf soll die Handlungsfähigkeit der Kinder- und Jugendhilfe sichern, kommunale Steuerungsmöglichkeiten stärken und Verfahren effizienter gestalten. Die inklusive Lösung, mit der Leistungen der Eingliederungshilfe unabhängig von der Art der Behinderung unter dem Dach der Jugendhilfe zusammengeführt werden sollten, wird aufgegeben und durch eine unverbindliche Erprobungsklausel ersetzt. 
Die Behindertenbeauftragten des Bundes und der Länder fordern in ihrem Positionspapier:
· die vollständige und verbindliche Einführung der Inklusiven Lösung mit Gesamtzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe;
· hilfsweise eine befristete, eng begrenzte und begründungspflichtige Aufschubregelung anstelle einer Erprobungsklausel, die von einer begrenzten Zahl kommunaler Entscheidungen abhängt;
· infrastrukturelle Bildungsassistenz als flächendeckendes, zusätzliches und für alle Kinder und Jugendliche mit Behinderungen zugängliches Angebot;
· keine Vorrangregelung für Infrastrukturangebote und keine Verschlechterung oder Verzögerung beim Zugang zu individueller Einzelfallhilfe;
· verbindliche, personenzentrierte und ICF-orientierte Bedarfsermittlung, Hilfeplanung, Beteiligung sowie regelmäßige Wirkungskontrolle;
· eine transparente und nachhaltige Finanzierung inklusiver Bildungsstrukturen durch die hierfür verantwortlichen Länder und Schulträger;
· eine klare bundesrechtliche Regelung, durch die für Streitigkeiten über Teilhabeleistungen junger Menschen mit Behinderungen einheitlich der Rechtsweg zu den Sozialgerichten eröffnet wird;
· verbindliche Kooperationsstrukturen und wissenschaftlich begleitete Modellvorhaben, ohne dass diese eine bundesweit verbindliche Inklusive Lösung ersetzen.


Seminare & Veranstaltungen 

Neuer KundiG-Grundkurs 6/2026 
(BAG Selbsthilfe, E-Mail vom 22.09.2026)

Termine:			09. November 2026			17:30 bis 20:00 Uhr
				16. November 2026
				23. November 2026
				30. November 2026

Ort:	online (Zoom)

Veranstalter:	BAG SELBSTHILFE

Zielgruppe:	junge Menschen aus der Selbsthilfe im Alter von ca. 18 bis 36 Jahren 

Anmeldung:	:		ursula.deus@bag-selbsthilfe.de 

Die KundiG-Grundkurse vermitteln grundlegende digitale Gesundheitskompetenz. Sie richten sich an Menschen aus der Selbsthilfe, die bisher weniger oder keine Vorkenntnisse im Bereich Digitalisierung haben oder sich für aktuelle Themen aus dem Bereich Digitalisierung im Gesundheitswesen interessieren. Die Kurse finden online über vier Wochen mit einem Termin pro Woche statt, sind kostenfrei und bestehen aus vier aufeinander aufbauenden Einheiten mit jeweils zweieinhalb Stunden. 
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